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Formblatt für Stellungnahmen für die formelle Konsulta-
tion in dem Festlegungsverfahren zu § 71k Gebäudeenergie-
gesetz (GEG) betreffend der Fahrpläne für die Umstellung 
der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der 
Anschlussnehmer mit Wasserstoff (FAUNA) 
Az: 4.28/1#1

Stand: August 2024

Konsultationsteilnehmer: 

Name des Stellungnehmenden:

Datum der Stellungnahme:

Eine geschwärzte Fassung der Stellungnahme (zutreffendes bitte ankreuzen):

Lege ich bei Ist nicht erforderlich 

Hinweis: Auf der folgenden Seite können Sie Ihre Stellungnahme ein-
fügen (rechte Spalte). Bitte stellen Sie einen inhaltlichen Bezug her wie 
bspw.  „Punkt C.2.b) Anschlusskapazität“ (linke Spalte).



2

Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug
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Stellungnahme einfügenInhaltlicher Bezug  


	Konsultationsteilnehmer: Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv)
	Name des Stellungnehmenden: Florian Munder, Referent Energie und Bauen
	Datum der Stellungnahme: 16.09.2024
	Lege ich bei: Off
	ist nicht erforderlich: Ja
	Inhaltlicher Bezug bzw: 
	 sonstige Anmerkungen (z: 
	B: 
	 zu Punkt C: 
	2: 
	b) Anschlusskapazität 1: HintergrundStellungnahme zu Punkt A.1Freiwilligkeit
	b) Anschlusskapazität 2: Stellungnahme zu Punkt A.3Trennung in informatorischen und planerischen Teil Stellungnahme zu Punkt A.4Verbindlichkeit Stellungnahme zu Punkt BStruktur informatorischer Teil
	b) Anschlusskapazität 3: Stellungnahme zu Punkt C.1Bestimmung des UmstellungsgebietsStellungnahme zu Punkt C.3Ziel-Zustand des UmstellungsgebietsStellungnahme zu Punkt C.4Prognose
	b) Anschlusskapazität 4: Stellungnahme zu Punkt C.5Zwischenschritte
	b) Anschlusskapazität 5: Stellungnahme zu Punkt C.6WirtschaftlichkeitStellungnahme zu Punkt D.4Wasserstofftauglichkeit der Infrastruktur im Ist-Zustand





	Stellungnahme einfügen 1: In der Wissenschaft herrscht inzwischen ein breiter Konsens, dass Wasserstoff für die Dekarbonisierung des Gebäudesektors aufgrund der zu geringen Verfügbarkeit von insbesondere klimaneutral erzeugtem Wasserstoff mindestens bis zum Jahr 2030 und gegebenenfalls auch noch bis zum Jahr 2045 kaum eine Bedeutung haben wird. So prognostizieren etwa die fünf großen Szenarien zur Energiewende übereinstimmend, dass grüner Wasserstoff nur einen geringen Teil der aktuellen Nachfrage nach fossilem Erdgas substituieren kann.  Infolgedessen geht die große Mehrheit der Studien zu diesem Thema davon aus, dass grüner Wasserstoff voraussichtlich prioritär in der Industrie und eventuell in Teilen des Verkehrssektors eingesetzt werden wird.   Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) folgt in seiner Bewer-tung diesem Grundkonsens und stellt im Zwischenbericht zur Systementwicklungsstrategie fest, dass die Nutzung von Wasserstoff kurz- und mittelfristig keine Alternative zum Hochlauf von Wärmepumpen und zum Ausbau der Wärmenetze darstellt. Auch nach dem Jahr 2030 sei ein umfangreicher und großflächiger Einsatz in der dezentralen Wärmeversorgung aus heutiger Sicht äußerst unwahrscheinlich.  Für den unwahrscheinlichen Fall, dass langfristig genug grüner Wasserstoff zur Verfügung stehen sollte, weisen Expert:innen darauf hin, dass die Nutzung im Gebäudesektor für die Verbraucher:innen deutlich teurer werden würde, als etwa die Umstellung auf Wärmepumpen. Der vzbv begrüßt die Klarstellung, dass sich aus dem Prozess zur kommunalen Wärmeplanung allein keine gesetzliche oder untergesetzliche Verpflichtung zur Erstellung und Einreichung eines Fahrplans ergibt. Hierdurch können die vorhandenen Ressourcen effektiver eingesetzt werden. 
	Stellungnahme einfügen 2: Der vzbv begrüßt die Trennung des Fahrplans in einen informatorischen und einen planerischen Teil. Verbraucher:innen sollen in die Lage versetzt werden, anhand des informatorischen Teils des Fahrplans zu erfassen, ob sie von der Ausnahmeregelung des § 71k Abs. 1 GEG und der Umstellung auf Wasserstoff betroffen sind und ob sie gegebenenfalls mit Einschränkungen oder Kosten zu rechnen haben. Hierdurch wird die Informationsbeschaffung für Verbraucher:innen deutlich erleichtert.Der vzbv begrüßt die Klarstellung, dass die Fahrpläne verbindlich sind. Unter Verbindlichkeit ist zu verstehen, dass nach der unverbindlichen und abstrakten Wärmeplanung eine verbindliche, konkrete Planung in Bezug auf das jeweilige Wasserstoffnetzausbaugebiet erfolgen soll.Durch die Verbindlichkeit der Fahrpläne sollen Verbraucher:innen in die Lage versetzt, werden, sich auf der Grundlage gesicherter und verbindlicher Angaben, für die Investiti-on in eine wasserstofffähige Heizungsanlage oder eine andere Technologie zu entscheiden. Entscheiden sie sich für eine wasserstofffähige Heizungsanlage, so soll zum Zeitpunkt der erstmaligen Genehmigung zumindest hinreichend gesichert sein, dass die im Fahrplan dargelegte Umstellung auf Wasserstoff auch tatsächlich bis zum 31. Dezember 2044 erfolgt. Wie hoch die Kosten für den Wasserstoff zu diesem Zeitpunkt sein werden, ist allerdings zum jetzigen Zeitpunkt nicht voraussehbar. Alles deutet darauf hin, dass Wasserstoff zumindest mittelfristig ein rares und teures Gut bleiben wird.Der informatorische Teil soll alle relevanten Informationen in möglichst knapper Form enthalten, damit Betreiber von Heizungsanlagen nicht den gesamten Fahrplan sichten müssen, um zu den für sie relevanten Informationen zu gelangen. Dieser soll zur besseren Vergleich- barkeit inhaltlich einheitlich und strukturell gleichermaßen übersichtlich sein.
	Stellungnahme einfügen 3: Der vzbv begrüßt dieses Vorhaben der BNetzA und sieht darin einen Mehrwert für die Gruppe der privaten Verbraucher:innen.Der vzbv begrüßt, dass lediglich Wasserstoffnetzausbaugebiete im Sinne der kommunalen Wärmeplanung als Umstellungsgebiete definiert werden können. So kennt die kommunale Wärmeplanung auch die Kategorie des Prüfgebiets, für die noch keine ab-schließende Aussage getroffen werden kann, welche Form der Wärmeversorgung als besonders günstig zu bewerten ist. Eine Berücksichtigung solcher Prüfgebiete würde jedoch im Konflikt mit der für den Fahrplan gesetzlich geforderten Verbindlichkeit stehen.Der vzbv begrüßt, dass die einreichenden Stellen verpflichtet werden sollen, so datumsgenau wie möglich anzugeben, wann der Ziel-Zustand erreicht und wann die Versorgung mit Erdgas in dem betreffenden Gebiet eingestellt werden soll. Insbesondere letzterer Punk hat für die privaten Verbraucher:innen eine hohe Bedeutung. Dadurch, dass ihnen bereits im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung – also bis Mitte 2026 beziehungsweise Mitte 2028 – eine Frist genannt wird, bis wann sie damit rechnen müssen, dass ihr Erdgasbezug final abgestellt wird, erhalten sie bereits frühzeitig eine gewisse Planungssicherheit. Dies ist insbesondere für solche Umstellungsgebiete relevant, für die zeitweise in der Übergangsphase eine Parallelversorgung mit Wasserstoff und Erdgas angedacht ist.Laut Festlegungsentwurf muss jeder Fahrplan eine Prognose hinsichtlich des zum Zeitpunkt des Ziel-Zustands im entsprechenden Umstellungs- gebiet bestehenden Wasserstoffbedarfs in Kilowattstunden pro Jahr und hinsichtlich der Wasserstoff-Erhältlichkeit getroffen werden.
	Stellungnahme einfügen 4: Der vzbv begrüßt insbesondere, dass die Fahrpläne begründete Annahmen hinsichtlich der Wasserstoff-Erhältlichkeit enthalten müssen. Damit die privaten Haushalte Planungssicherheit haben, braucht es jedoch eine rechtssichere Zusage einer ausreichen-den Menge an Wasserstoff. Falls zu einem späteren Zeitpunkt keine Versorgungssicherheit (mehr) garantiert werden kann, muss der Wasserstoffnetzbetreiber für zusätzliche Kosten, die den Verbraucher:innen hierdurch entstehen, haften. Der vzbv fordert die Festlegung eindeutiger, quantifizierbarer Kriterien zur Darlegung einer ausreichenden Verfügbarkeit von Wasserstoff. Dies umfasst auch die Bezahlbarkeit.Der vzbv fordert, Vorkehrungen zu treffen, um Mieter:innen vor Heizkostensteigerungen zu schützen, die auf den Einbau einer Heizung zurückzuführen sind, die zu-nächst mit Erdgas und später mit Wasserstoff betrieben wird. Mieter:innen sind in diesem Kontext besonders vulnerabel, da sie keinen Einfluss auf die Wahl des Heizungssystems haben und gleichzeitig die damit verbundenen Kosten zu 100 Prozent tragen müssen.Der vzbv begrüßt, dass dargestellt werden muss, wie die Umstellung der Endgeräte von Erdgas auf Wasserstoff konkret erfolgen soll und welchen Umgang der Betreiber von Gasverteilernetzen mit den an sein Gasverteilernetz angeschlossenen Gasheizungen vorsieht, die nicht auf Wasserstoff umrüstbar sind. Der vzbv begrüßt, dass im Rahmen der Fahrpläne ein Konzept entwickelt werden muss, mit dem eine Gefährdung von Leib und Leben verhindert wird. Bevölkerung von entscheidender Bedeutung ist, neben der tatsächlichen auch die gefühlte Sicherheit in den Blick zu nehmen.
	Stellungnahme einfügen 5: Der vzbv teilt die Auffassung der BNetzA, dass es vor dem Hintergrund diffuser Ängste in der  Ein Sicherheitskonzept muss einen Beitrag zur Versachlichung der öffentlichen Diskussion leisten.Der vzbv begrüßt weiterhin, dass die Fahrpläne darlegen müssen, wie hoch die Minderung von Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 durch die Umstellung auf Wasserstoff jeweils im Jahr 2035 und 2040 sein wird.Der vzbv begrüßt, dass die Fahrpläne einen Businessplan enthalten müssen, der auch eine Beschaffungsstrategie umfasst, da ein Geschäftsmodell, welches auf dem Trans-port von Wasserstoff beruht, keinen Sinn ergibt, wenn die Beschaffung von Wasserstoff nicht plausibel dargestellt werden kann. Der vzbv begrüßt weiterhin, dass die Fahrpläne einen Wirtschaftlichkeitsvergleich der Umstellung der Erdgasversorgung auf Wasserstoff mit unterschiedlichen zielkonformen Versorgungsalternativen unter Berücksichtigung der jeweiligen Vollkosten der Wärmeversorgung enthalten müssen.Der vzbv fordert, dass der Wirtschaftlichkeitsvergleich der Umstellung der Erdgasversorgung auf Wasserstoff mindestens auch die beiden als zentralen Optionen der Wärmewende angesehenen Technologien (Wärmepumpe und Wärmenetze) beinhalten muss.  Der Vergleich mit anderen Technologien (zum Beispiel feste Biomasse oder Stromdirektheizungen) sollte optional erfolgen.Hinsichtlich der Eignung der aktuell für den Transport von Erdgas genutzten Infrastruktur für den zukünftigen Transport von Wasserstoff gibt es vielfältige und sich zum Teil widersprechende Aussagen von unterschiedlicher Seite. Vor diesem Hintergrund begrüßt der vzbv die Vorgabe, dass im Rahmen der Fahrpläne dargelegt werden muss, wie viele Umbaumaßnahmen auf die angeschlossenen Kund:innen zukommen. 


